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Text 

Beglaubigung von Unterschriften 

§ 188. (1) Auf Antrag ist die Echtheit einer händischen Unterschrift (firmenmäßigen Zeichnung) 
oder eines Handzeichens auf einer Papierurkunde oder - nach Maßgabe der technischen und personellen 
Möglichkeiten - die Echtheit einer elektronischen Signatur (firmenmäßigen Zeichnung) auf einer 
elektronisch errichteten Urkunde durch einen Beglaubigungsvermerk zu bestätigen, wenn der 
Antragsteller 

 1. seine Identität und gegebenenfalls auch sein Geburtsdatum durch eines der im § 55 
Notariatsordnung genannten Mittel ausweist und 

 2. im Falle der Verwendung einer elektronischen Signatur auch nachweist, dass die elektronische 
Signatur ihm zugeordnet ist, und 

 3. er die Unterschrift oder das Handzeichen beziehungsweise die Signatur vor Gericht setzt oder 
ausdrücklich anerkennt, dass die Unterschrift oder das Handzeichen oder die Signatur von ihm 
stammt. 

Der Beglaubigungsvermerk ist entsprechend dem Antrag entweder auf der Papierurkunde (beglaubigte 
Papierurkunde) anzubringen oder der elektronischen Urkunde beizufügen (beglaubigte elektronische 
Urkunde). Im Falle elektronisch unterfertigter Urkunden hat die Beglaubigung der Unterschrift in 
elektronischer Form unter Verwendung der elektronischen Signatur der Justiz zu erfolgen. Die 
beglaubigten Urkunden sind mit Zustimmung der Partei in das Beglaubigungsarchiv der Justiz 
einzustellen. Falls der Antragsteller nicht anderes bestimmt, sind die Urkunden im Beglaubigungsarchiv 
der Justiz mindestens zehn Jahre aufzubewahren. 

(2) Sämtliche nach den Bestimmungen dieses Hauptstückes beglaubigten elektronischen Signaturen 
entfalten auch die Rechtswirkungen der Schriftlichkeit im Sinne des § 886 ABGB; § 4 Abs. 2 SigG ist 
insoweit nicht anzuwenden. 

(3) Über die Beglaubigung ist ein gerichtliches Protokoll aufzunehmen, das den Ausweis mit 
Ausstellungsdatum und ausstellender Behörde und den Gegenstand der Urkunde zu bezeichnen hat. Das 
Protokoll ist vom Antragsteller zu unterschreiben. Kann der Antragsteller nicht schreiben, so hat er - unter 
Beiziehung zweier Zeugen, von denen einer den Namen des Unterzeichneten beisetzt - dem Protokoll sein 
Handzeichen beizufügen. 

(4) Der Beglaubigungsvermerk hat den Vor- und Familiennamen sowie die Anschrift des 
Antragstellers zu enthalten. Auf Verlangen des Antragstellers, in Grundbuchssachen auch von Amts 
wegen, ist der Tag - auf besonderen Wunsch auch der Ort - seiner Geburt in den Beglaubigungsvermerk 
aufzunehmen. Auf die Aufnahme in das Beglaubigungsarchiv der Justiz ist im Beglaubigungsvermerk 
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hinzuweisen. Das Protokoll kann sich auf einen Hinweis über die Aufnahme in das Beglaubigungsarchiv 
beschränken, wenn auch der Identitätsnachweis des Antragstellers in elektronischer Form (insbesondere 
eingescannt) aufbewahrt werden kann. 

(5) Die Berechtigung zur Einsicht in die in das Beglaubigungsarchiv der Justiz eingestellten 
beglaubigten Urkunden kommt dem Antragsteller und den von ihm ermächtigten Personen zu. Diesen ist 
gemäß § 91b Abs. 2 GOG Zugang zu den Urkunden zu gewähren. 

(6) Im Übrigen sind die §§ 91b und 91d GOG anzuwenden. 

(7) Von den Gerichten ausgestellte öffentliche Urkunden, die den Namen des gerichtlichen 
Entscheidungsorgans enthalten, sind durch Beifügung der elektronischen Signatur der Justiz zu 
beglaubigen. 

(8) Der Bundesminister für Justiz wird ermächtigt, mit Verordnung nähere Regelungen festzulegen 
für 

 1. die händische und die elektronische Beglaubigung von Unterschriften (Abs. 1 bis 5) und 
gerichtlichen Urkunden (Abs. 7), die Beglaubigung von Abschriften und Ausdrucken (§ 187) 
sowie die Überbeglaubigung (§ 189) jeweils durch Richter oder die hiezu bestimmten Beamten 
des Fachdienstes, 

 2. die Form und Gestaltung der Beglaubigungsvermerke und der Registerführung. 


